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Preußenparlament
Berlin, 20. März.

Beginn der Sitzung 3 Uhr.
Der Geſetzentwurf über die Gewährung einer Ent-

chädigung an die Mitglieder des Hauſes (1000 Mark monat-4 während der Tagung)“ wird ohne Erörterung in erſter Leſung

erledigt und in zweiter Leſung angenommen.
Die Weiterberatung der Notverfaſſung wird fort

geſetzt. 2Abg. Oeſer (Dem.): Da die Souveränität bei der Landes
verſammlung ſelbſt iſt, ſo iſt es auch berechtigt, daß ſie den
Riniſterpräſidenten wählt, der dann die übrigen Mitglieder be-
ruft. Das beantragen wir.

Abg. Gracf-Anklam (Ditſchn.): Die Notverfaſſung muß
möglichſt ſchnell unter Dach und Fach kommen. Draußen
im Lande nimmt man an dem, was hier geſchieht, nur mäßigen
Anteil. Widerſpruch bei der Mehrheit.) Man erwartet, daß mit
größter Beſchleunigung an die Stelle der vorläufigen Regierung,
die ihre zweifelhafte Legitimation der Tatſache es
verdankt, daß die frühere Regierung am 9. November von den
ihr zu Gebote ſtehenden Machtmitteln nicht den richtigen Ge
brauch gemacht hat, eine definitive tritt. Dieſem Zweck ſoll auch
unſer Antrag dienen. Dem Sinn des parlamentar ſchen Syſtems
entſpricht es, daß für die Regierung aus der Mehrheit die
jenigen Perſönlichkeiten gewonnen werden, deren Zuſammen
arbeiten eine homogene Regierung verbürgt. Dieſe
muß die Möglichkeit haben, den Landtag aufzulöſen, wenn er
allen Anzeichen nach nicht mehr dem Wunſche der Mehrheit des
Volkes entſpricht. (Höort! hört!) Der Landtagspräſident könnte
aber z. B. aus Furcht, als Präſident nicht wieder gewählt zu
werden, die notwendig gewordene Auflöſung zu vermeiden
ſuchen. (Zurufe Hoffmann Vielleicht wird er ſogar als Abge
ordneter nicht wieder gewählt.) Die Einzelſtaaten haben ſeit
Ende November ihren Willen bei verſch. edenen Gelegenheiten
mit äußerſter Beſtimmtheit durchgeſetzt; Preußen iſt aber als
Einzelſtagat in dieſer Zeit überhaupt nicht hervorge-
treten, dieſer Zuſtand muß beendet werden.

Abg. Dr. Am Zehnhoff (Ztr.): Auch wir behalten die Frage
des Staatsoberhauptes noch unſerer Prüfung vor. Für die Not
verfaſſung genügt die vorgeſehene Regelung.

Abg. Dr. Leidig (D. Vp.) ſpricht für eiinen Staats-
präſidenten, der die Regierung ernennt.

Abg. Freymuth (Soz.): Wir wollen ein einheitliches Deutſch
land haben. Dieſem idealen Geſichtspunkt widerſtrebt die Ein
ſetzung von Staatspräſidenten in den Einzelſtaaten.

Abg. Dr. Roſenfeld (U. S.) lehnt den Staatspräſidenten ab.
Auch den Antrag der Demokraten lehnen wir ab, denn er iſt eine
Hintertür, durch die der Staatspräſident hereinſchlüpfen kann.

Unter Anlehnung aller Anträge wird darauf F 8 in der
aſſung des Entwurfes Berufung der Regierung durch den
räſidenien der Landesverſammlung) aufrechterhalten.

Paragraph 4a wir unter Ablehnung ſämtlicher Abände-
rungen mit einem von dem Abg. Dr. von Kries (Dn.) befür-
worteten Zuſatz, durch den die Schließung und förmliche Ver
tagung des Landtages ausgeſchloſſen wird, angenommen.

Abg. Deernberg (Ditſchn.)) Wir dürfen die Verord
nungen der Regierung nicht ohne weiteres
ſanktionieren, ſondern müſſen ſie gründlich nachprüfen.
Wir ſind weit dävon entfernt, in dieſer Frage irgendwelche
Konzeſſionen zu machen, nicht aus grund ätzlicher Oppoſition,
aber zur Wahrung unſeres parlamentariſchen Selbſtbe-
ſtimmungsrechts. (Lachen lirks.) Was die Herren in der
Theorie anerkennen können, in der Praxis aber ſehr rückſich slos
behandeln. Man hat noch Verordnungen erlaſſen, während die
Landesverſammlung ſchon gewählt war, das iſt eine Mißach
tung des Parlaments. Wir ſind nicht in der Lage, der
Regierung während ihrer zwiſchenzeitlichen Veroxdnungen
Intendität zu erteilen.

Miniſterpräſident Hirſch Wir leben nicht in normalen
Zeiten, deshalb hat niewand das Recht, der Regierung wegen
ihres, aus dringenden Notwendigkeiten hervorgegangenen Ver
fahrens, einen Vorwurf zu machen. Die Revolution
iſt nun einmal eine Tatſache mit der zu rechnen iſt. Die
Regierung iſt der Meinnung, daß ſie dem Wunſche des Volkes in
weiteſtem Maße entſprochen hat. Der vom Vorredner ge
öntßerte Vorſchlag die von der vorläufigen Regierung erfaſenen
Verordnungen ſofort der Landesverlammlung zur Nach
drüfung zu überweiſen, iſt praktiſch undurchführ-bar, da die Verordnungen doch nicht ſofort außer Hraft arſeßt
werden dürfen. Jm ſbrigen hat die Regierung die Nochvrfung
dieſer demokratiſchen Verordnungen nicht zu fürchten, ſie wünſcht
ſogar nichts ſehnſicher, als eine Ausſprache über dieſe Ange
legenßeit, in der Ueberzeneung getan zu hoßen, was ſie ganz
einfach der Lage entſprechend tun mußte. (Beifall.)

Abg. Dr. Leidig (D Vp. Dringliche Verordnungen zu er
laſſen, war natürlich die Regierung berechtigt. Nachdem aber
die Landesverſammlung einberufen war, durfte ſie uns nicht
mehr vorgreifen.

Abg. Dr. Roſenfeld (U. S.) Die Verordnungen wurden er
laſſen. um zutage gefrefenen Votſtänden abaznhelfen.

Abg. Dr. v. Kries (Diſchn.): Jch nehme an, daß das Notver
ordnungsrecht ſich auf Materien beſchränft, die mit der Frage
der öffentlichen Sicherheit oder der Beſeitigung des Notftandes
Mſammenhängt. Es wäre aber denkhar. daß auch finanzielle

ragen in das Noiverordnnasrecht efngeſchoben werdenkönnen und da wächte ich die Regierung fragen, ob es, wie ich
annehme, ihre Abſicht nicht iſt, finanzielle Fragen in dieſes Not

Annahme der vorläufigen preußiſchen

derordnungsrecht einzubeziehen. Um einen konkreten Fall zu
nennen: Es kann nicht ohne weiteres als ausgeſchloſſen erachtet
werden, daß die Frage der Hebernahme der preußiſchen
Eiſenbahn auf das Reich in einem Augenblick, wo die
verfaſſunggebende Nationalverſammlung nicht zuſammen ift, im
Wege der Notverordnung geregelt werden könnte. Reine politi
ſchen Freunde ſind der Auffaſſung, daß eine ſolche Regelung nur
im Wege der freien Vereinbarung zwiſchen Preußen
und dem Reich erfolgen kann und zwar auch nur einheitlich für
alle Kriegsſtaaten.

Finanzminiſter Südeknum: Das iſt auch unſere Aufaſſung.
Es ſchweben zurzeit Verhandlungen wegen Uebernahme
aller Stagtsbahnen auf das Reich. Das ſoll zu
einem beſtimmten Termin in dem Wege des Vertrages ge
ſchehen. Jſt das nicht durchführbar, dann wird die Regelung
im Wege der Reichsgeſetz gebung erfolgen, wobei die
finanzielle Seite der Sache einem unparteiiſchen Schiedsgericht
übertragen werden wird.

Abg. Hergt (Dn.): Das iſt eine ſo wichtige Erklärung, daß
wir uns vorbehalten, ſpäter auf ſie zurückzukommen.

Der Reſt der Vorlage wird unter Ablehnung aller
Anträge angenommen.

Jn der dritten Leſung erklärt
Abg. Dr. Noſenfeld (U. S.), daß ſeine Partei wegen der

Ablehnung des Räteſyſtems gegen die Vorlage ſtimmen werde.
Der Entwurf wird in dritter Beratung und in der Geſamt-

abftimmung nach den Beſchlüſſen der zweiten Leſung mit der
Aenderung angenommen, daß die Epiſkopalbefugniſſe
der früheren Könige künftig drei evangeliſchen i
niſtern zuſtehen ſollen.

Miniſterpräſident Hirſch: Nach Annahme der vorläufigen
Verfaſſung erkläre ich namens der Regierung, daß wir unſere
Aemter hiermit an die Landesverſammlung zurückgeben.

Präſident Leinert: Jch bitte die Staatsregierung, die
Aemter fortzuführen, bis ich in der Lage bin, eine neue Regie
rung zu berufen.

Nächſte Sitzung Freitag 1 Uhr: Anfrage ſiber die Be
ſtrebungen auf Abtrennung von preußiſchen Landesteilen.

Schluß. 6 Uhr.

Verfaſſungsausſchußſir ung
Weimar, 20. März.

Der Verfaſſungsausſchuß ſetzte heute vormittag die
Beratung des Artikels 15 fort.

Abg. Dr. Quarck (Soz.) führte aus, daß gegenwärtig der
reine Unitarismus nicht durchführbar ſei. Man
müſſe aber dieſem Jdeal möglichſt nahekommen durch Stär-
kung der Reichsgewalt und Gliederung der Staaten nach
den Wünſchen der Bevölkerung. Jnduſtrielle Unternehmerkreiſe
wünſchten die Neueinteilung des Reichsgebietes.
Aehnliches bemerke man in Süddentſchland. Preußen habe
nicht immer nach dem groß deutſchen Gedanken ge
handelt, und es ſei zum Beiſpiel für die Erweiterungen der
Reichszuftändigkeit nur ſehr ſchwer zu haben geweſen. Die
Aufteilung in zu viele Staaten ſei ſicher bedenklich.
Es könnten etwa ein weſtdeutſcher, ein oſtdeutſcher und ein oder
zwei mitteldeutſche Gebiete als Selbſtverwaltungskörper in
Frage kommen.

Juſtizminiſter Heine bemerkte, Preußen wolle im
Reiche aufgehen, aber ſich nicht vorher ohne Nutzen für
das Reich durch willkürliche Vrojekte zugrunde richten laſſen.

Der bayriſche Geſandte Dr. v. Preger erklärte, alle Aende-
rungen der Staaten müßten freiwillig geſchehen, beſonders
unter Zuſtimmung des betreffenden Staates. Einen Zwang
durch Reichsgeſetz lehne die bayeriſche Regierung ab.

Abg. Kahmann (Soz.) ſtimmte dem bei, ſieht aber in der
Aufteilung Preußens das Betreten einer abſchüſſigen Bahn.
Viele Loslöſungsbeſtrebungen hätten einen metalliſchen
Beigeſchmack. Man wolle nicht mehr an den
Preußens mittragen.

Der heſſiſche Vertreter von Bigeleben bemerkte, die Auf
teilung Preußens ſei nicht mehr eine preußiſche, ſondern
Reich sſache. Die heſſiſche Regierung ſei nicht vartikulag
riſtiſch. halte aber noch an dem bundesſtaatlichen Charakter des
Reiches feſt.

Ueber den zu Artikel 15 geſtellten Antrag Naumann wegen
des Anſchluſſes Deutſchöſterreichs ſoll morgen m
Verfaſſungsausſchuß verhandelt werden.

Immer weitere Sozialiſierung!
Verlin, 20. März.

Das Kabinett hat in ſeiner Sitzung vom 19. März be
ſchloſſen, das Reichswirtſchaftsamt mit der ſchleunigen
Ausarbeitung eines Geſetzentwurfes zu beauftragen, der die
Sozialiſierung der Gas-, Waſſer und Elektrizitätswerke und der Straßenbahnen herbeiführen
ſoll. Dieſer Beſchluß deckt ſich in ſeinen Abſichten mit dem Ge
ſetzen wurf über die Kommunaliſierung von Wirt
ſchafts betrieben. den die Sceialiſiernngsfkommiſſion aus
gearbeitet hat. Die von ihr dort aufgeführten Wirtſchaftszweige,
insbeſondere die Erzeugung von Nabrungsmitteln (Bro'ver'or
gung), die Herſtellung von Kleinwohnungen, die gewerbemäßige
Stellenvermittelung und die Kommunaliſierung der Avotheken,
müſſen nach dem Sinne der Regierung den Kommunen und
Kommimalverbänden die Möglichkeit geben, auch ihrerſeits den
Sozialiſierungegedanken für die Gemeinden
nutsbar zu machen, um ſo von der voliif hen zur wirtſchaft
lichen Selbſtyerwaltung großen Stilz zu kommen
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Verfa ung
Ein Kompromiß mit den Seeleuten?

Hamburg, 20. Märg.
Die Verſammlung des Seemannsbundes in Ham-

burg war auch von vielen Nichtſeeleuten beſucht. Viele Mit
glieder des Seemannsbundes ſind zur Ausfahrt bereit. Heutige
nochmalige Verhandlungen mit dem Seemannsbunde durch Re
gierungsrat Hehydecker auf der Baſis des mit den Trans
portarbeitern getroffenen Abkommens, welch letztere arbeits
willig ſind, ſchweben. Jn Bremerhaven ſind die Beman-
nungen der Schiffe ausfahrtbereit. Die heutigen Verhandlungen
laufen auf eine Vermittlung hinaus. Die Führer des
Seemannsbundes ſchlagen vor: 1. die Leute verzichten, auf den
Schiffen zu bleiben, auf denen Truppen transportiert werden;
2. die Entente foll ſich verpflichten, auf den reinen Fracht
dampfern 50 Prozent der deutſchen Beſatzung zu belaſſen. Es
iſt zweifeſhaft, ob die Entente ſich auf dieſen Boden ſtellen wird,
ebenſo, ob die Verſammlung des Seemannsbundes dieſe Vor
ſchläge ihrer Führer annimmt. Es kann alſo leicht das ganze
Schiffahrts- und Lebensmittelabkommen in die Brüche gehen,
wenn ſich eine einzelne Arbeiterkategorie weiterhin anmaßt, das
Intereſſe der ganzen Bevölkerung aus einſeitiger Jntereſſen-
politik heraus zu beeinfluſſen.

Zu dem Beſchluß der Seemannsverſammlung wird mitge
teilt, daß die vom Seemannsbund einberufene Verſammlung
nicht ausſchlieblich von Seeleute n, ſondern auch von Ar
beitsloſen anderer Berufe beſucht war Ebenſo war das
Ergebnis der Abſtimmung zweifelhaft. Unter den an Bord der
Schiffe befindlichen Seeleuten beſteht jedenfalls eine ſtarke
Strömung gegen einen ſolchen Beſchluß, der das
ganze Ernährungsabkommen mit der Entente in
Frage ſtellen würde, denn die feindlichen Mächte ſind ent
ſchloſſen, ſich die Schiffe eventuell mit Gewalt zu dbholen,
wobei dann aber auf Lebensmittelſendungen in abſehbarer Zeit
nicht zu rechnen wäre. Auch die nautiſchen und vechniſchen
Offiziersverbände ſind, ſo ſchwer ihren der Verluſt der Schiffe
fällt, don der Not wendigkeit der Ausfahrt überzeugt.
Die im Transportarbeiterverband organiſierten Seeleute haben
ſich bereit erklärt, eine genügende Anzahl Seeleute für die Be
ſatzung der Schiffe zu ſtellen.

Das Vorgehen der Hamburger Spartakiſten iſt mee
ein Teil ihres Planes, Deutſchland derart zu zerrütten,
daß es nicht mehr imſtande iſt, ſich gegen ihre Machtanſprüche
zu wehren, und nicht mit Unrecht wird mar hinter ſolchen Vor
gängen die ruſſiſche Hand vermuten, der der deutſche
Spartaktsmus nur als Werkzeug dient. Der Abſchluß des
Brüſſeler Lebensmittelabkommens mußte daher den Spartakiften
fehr unangenehm ſein. n dem Hamburger Beſchluß ſehen wir
einen lezzten Verfuch, ſeine Durchführung zu verhindern

Die deutſchen Arbeiter ſollen hungern und
müſſen hungern. Das iſt das A und O der ſpartakiſtiſchen
Politik. Mögen unſere Seeleute dafür ſorgen, daß wir etwas zu
eſſen bekommen. Mögen aber auch die Arbeiter aller Berufe er
kennen. daß die Selbſtvernichtungspolitik des Spartakismus und
ſeiner unabhängigen Freunde ihr gefährlicher Freund iſt.

Jm Anſchluß an die am Mittwoch abgehaltene Verſamm
lung des Deutſchen Seemannsbundes fand heute auf dem
„Jmperator“ eine Zuſammenkunft der für die
Schiffe der Hamburg-Amerikalinie Angemuſterten und auf
dieſen bereits Dienſt tuenden Seeleuten ſtatt, in der beſchloſſen
wurde, nach Möglichkeit geſchloſſen an der vom Seemannsbund
für Freitag einberufenen Verſammlung, zu der auch Ver
treter der Regierung geladen worden ſind, teilzunehmen. Die
Dampfer „Cleveland“ und „Paktricia“, deren Ausreiſe für
heute in Ausſicht genommen war, konnten nicht aus laufen,
da die Heizer und Trimmer der Dampfer erſt den Beſchluß der
morgigen Verſammlung abwarten wollen.

Jn einer Bekanntmachung wendet ſich die ſogigſdemokra
tiſche Partei, das Gewerkſchaftskartell, die Kommandantur des
Soldatenrates und der Kommandant von Sroß- Hamburg an
die Seeleute, ſich der ungeheuren Verantwortung
für die Ernährung des ganzen Volkes bewußt zu fein und die
Schiffe herauszubringen. Alle Sicherheitemannſchafteg
und Truppen Groß-Hamburgs ſtänden zum Schude der
Seeleute bereit, wenn unvernatwortliche Elemente die
Lebensmittelſchiffe mit Gewalt am Auslaufen verhindern
wollen.

Es haben ſich nunmehr genügend Seelente bereit finden
laſſen, ſich auf den Schiffen der Havag anmuſtern
zu laſſen. ſo daß zwei Dampfer der erſten Staffel vollbemannt
ſind. Es ſind die Damrfer „Patricia* und CEleveland“. Die
Schiffe fallen um 4 Uhr nachmittags den Ham
burger Hafen verlaſſen. Es iſt ader noch ungewiß, h

uck von Otto Cheele, Balle-Saake.



de Mannſchaften in den franzöſiſchen Bafen don der Entente
von den deutſchen Schiffen heruntergenommen und zurückge
ſchickt werden. Die Mannſchaften ſind jedenfalls auf dieſe
Möglichkeit aufmerkſam gemacht worden.

Wie wir von zuverläſſiger Seite erfahren, werden im Laufe
dieſer Woche, oder morgen früh bereits, einige Lebensmittel
ſchifſe den Hamburger Hafen verlaſſen, im Rotfalle ſollen eng
ſche Heizer angemuſtert werden.

Der PolenKonflikt
Der Abbruch in Foſen, Deutſchlands Schuld

Berlin, 20. März.
Jn der Note, die Botſchafter NRoulens dem Vor

ſidenden der deutſchen Unter kommiſſion Freiherrn von Rechen
berg üher den Abbruch der Verhandlungen mitteilte, heißt es
unter anderem: „Die Deutſche Liegierung hat die Löſung ſchon
zu lange hinausgeſchoben. Sie iſt zu verſchiedenen Malen zu
rückgekommen auf die Abmachungen, welche ohne Schwie-
rigkeiten von ihrer Delegation angenommen worden waren. Sie
hat zuerſt ihre Delegierten unter dem Vorwande zurückberufen,
mit ihnen zu beraten, und hat ſie dann ohne genügende Wei-
ſungen zurückgeſchickt. Die deutſche Oberſie Heeresleitung hat
ihrerſeits die Dinge kompliziert dadurch, daß ſie ihren zu
ſtändigen Vertreter, den General von Dommes, unter
ſagt hat, dar Abkommen zu unterzeichnen, welches
unter feiner Mitwirkung redigiert worden war.
ſchen Behörden ſcheinen es demnach gbzulehnen, mit der Zivil-
gewalt einig zu werden. Die interalliierte Kom
miſſion kann ſich nicht länger zu einer Taktik hergeben,
welche die Abſicht durchblicken läßt, den Verpflichtungen
aguszuweichen, weiche ſich für die Deutſche Regierung aus
dem Artikel 4 des Waffenſtillſtandsobkommens vom 16. Februar
1919 ergeben. Sie betrachtet daher ihre Miſſion als be
endigt und wird Poſen heute abend verlaſſen. Die poelniſche
Regierung iſt benachrichtigt und wird im Benehmen mit Eurer
Exzellenz alle Maßnahmen treffen, welche die Abreiſe der deut
ſchen Delegation von heute ab ermöglichen.“

Von zuſtändiger amtlicher Seite wird hierzu bemerkt:
Dieſe Note des Botſchafters Nonlens geht um den eigent
lichen Kernpunkt herum. Soll die deutſche Regierung
dadurch, daß ſie von vornherein den Gegnern die Mehr-
heit in der Oberkommiſſion zugeſtand, die endgültige Ent-
ſcheidung über das perſönliche Schickfal der Deut
ſchen und Polen reſtlos in die Hände der Alliierten
legen? Das durfte die deutſche Regierung nicht! Deshalb
blieb ſie bei dieſem Vorſchlag und wies ihre Unterhändler,
die in allen ſonſtigen Fragen freie Hand
hatten, ſtreng an, in dieſem einzigen Punkte auf jede Ge
fahr hin feſt zu bleiben.

Polen und die Entente
Paris, 20. März.

Die erſte Teilſißung des Oberſten Rates war der
Prüfung der Lage in Galizien gewidmet. Der Rat hörte
den von der Kommiſſion für polniſche Angelegenheiten eingereich-
ten Bericht. Jules Cambon legte die zu verfolgenden Ziele dar.
Polen könne trotz ſeiner unzuſammenhängenden Landesgrenzen
unter gleichzeitiger Anpaſſung an das Nationalitäten-
prinzip ein lebensfähiger Staat werden. Um ſeine Unab-
hängigkeit zu behaupten, habe Polen einen freien Zugang
zum Meere unbedingt nötig. Unter dieſen Umſtänden aber
ſei es unmögli-ch, Polen keine fremden Elemente einzuverleiben.
Das Projekt der Kommiſſion, das im ganzen genommen die
Grenzen Polens wenig weiter dehnt, als die von 1772, bewilligt
den Polen einen Ausgang zum Baltiſchen Meere, der mit einem
Landſtreifen längs der Weichſel zuſammenhängend gedacht iſt.
e efteis wird eine Volksabſtimmung abgehalten werden

müſſen.
Am Donnerstag findet keine Sitzung des Oberſten Rates

Keatt, wohl aber verſammeln ſich die Regierungechefs zur Be
ratung. Am Freitag findet eine neue Sitzung des Oberſten Rates
ſtatt, in deren Verlauf die Weſtgrenzr Polen s geregelt
werden und die Zurückſendung der polniſchen Diviſionen zur
Sprache kommen ſoll. Znugleich wird auch die Feſtſetzung eines
Teiles der neuen Waffenſtillſtandsbedingungen, zugleich mit der
Frage, ob Waffenſtillſtand oder Präliminarfrieden, endgültig ge
regelt werden.

Die Einnahme Lembergs vereitelt
Wien, 20. März.

Nach dem polniſchen Generaſſtabsbericht gelang den Polen
die Herſtellung einer Verbindung mit ihren bei Lemberg und
Grodek kämpfenden Truppen, ſo daß die von den Ukrainern
beabſichtigte Einnahme Lembergs vereitelt erſcheint.

Die mililäri-

Prohender Streik der Gruben und
Sabrikbeamten

Von unſerem Sonderberichterſtatter.)
Vochum, 20. Märg.

Die unter den Angeſtellten, die in demDeutſchen ruben- und Fabrikbeumien- Verbande organiſiert
ind, hat zu einem Ultimatum geführt, daß der Verband dem
echenverbande ſtellte. Er verlangt die ſofortige Durchführung

des zwiſchen dem Zechenverbande und den Angeſtelltenorgani-
ſationen abgeſchloſſenen Kollektivvertrages vom
23. Jannar 1919, bezw. der Einkammensregelung, die
zwiſchen der Direktion und den Angeſtelltenausſchüſſen ver
einburt worden iſt. Für die Annahme dieſer Forderungen hatte
der Verband eine Friſt bis geſtern nachmittag 4 Uhr geſtellt und
angekündigt, im Falle der Ablehnung oder Nichtbeantwortung der
Forderungen heule in den Streik zu treten.Die Angeſtellten der Heuifchen Ammoniak-Ver-
kaufsvereinigung und des Benzol verbandes haben
geſtern abend in einer Verſammlung einen Lohntarif auf
geſtellt, der innerhalb dreier Tage von der Direktion der beiden
W inde angenommen werden ſoll, anderenfalls geſtreikt
wird.

Als Folge des plötzlichen Streiks in der Gußſtahl-
fabrik des Bochumer Vereins mußten im Werk eine Reihe
von Betrieden ſtillgelegt werden, weil die Gaserzeugung für
Kroftzwecke unzureichend war. Auch an einem der allen Hoch-
dſen ergaben ſich durch den Streik Betriebsſtörnungen.

Jn den Rheiniſchen Stahlwerken Duisburg-Meiderich ger
ſtörte ein Großſener das geſamte Warenmagazin. Der Schaden
beträgt eine Million Mark. e

Neue Handelsbeziehungen mit England
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

Den Haag, 20. März.
Laut einer Mitteikung des Daily Telegraph“ wird eine

engliſche Parlaments Kommiſſion, an der auch
Arbeiter Vertreter teilnehmen, nach Deutſchland abreiſen, um

die Wirtſchaftslage hier zu prüfen. Der Handel mit
Deutſchland ſoll ſobald wie möglich aufgenommen werden.

Rückkehr Schwerverwundeter
Köln, 20. März.

Geſtern mittag traf auf dem
Deutzer Bahnhof ein weiterer engliſcher Lazarettzug mit
354 ſchwerverwundeten deutſchen Kriegsgeſongenen ein. Sie
wurden in zwei deutſchen Lazarettzügen nach Hannover und
Eiſenach weitergeleitet.

Die „Köln. Ztg“ meldet

D—

Der Gipfel der Niedertracht!
Das „Volksblatt“ am Schandpfahl!

Die Landesjäger waren noch nicht in Halle, da konnte
ſich das hieſtge Organ der „unabhängigen“ Spartakuden,
das edle „Volksblatt“, ſchon gar nicht genug darin
tun, die „unabhängige“ Arbeiterſchaft gegen die Ordnungs-
truppen der Regierung aufzuhetzen, indem von letzteren
erzählt wurde, „ſie haben geplündert und gehauſt wie
wilde Horden“. Und nachdem die Landesjäger dann in
Halle die Ruhe, Ordnung und Sicherheit wiederhergeſtellt
und ſomit dem Anhang des „Volksblattes“ das Einſchlagen
der Schaufenſter und das Ausplündern der Geſchäfte un

röglich gemacht hatten, da verging faſt kein Tag, an dem
das Spartakudenblatt die ſich aufopfernden braven Landes-
jäger nicht mit einer ganzen Flut von geifernden Ver-
leumdungen überſchüttete. Den Gipfel der Niedertracht
aber hat es damit erklommen, daß es einen gefälſchten
Auszug aus einem Sitzungsprotokoll des Soldatenrates
in Weimar wiedergibt, der den Stempel der Lüge ganz
ofſenſichtlich an der Stirn trägt und dazu erklärt: „Dieſes
geradezu niederſchmetternde Urteil über
die moraliſchen Qualiſikationen von Leuten, die ſeit An
fang März ein ungeheuerliches Gewaltregiment in Halle
aufgerichtet und namenloſes Unglück über zahfreiche
Familien gebrocht haben, iſt nicht umzuſtoßen.“
Der vom „Volksblatt“ veröffentlichte Auszug, auf den ſich
dies Urteil bezieht, lautet:

„Sitzung am 15. Februar 1919 im Jlmyavillon auf Ein
ladung des Generals Maercker an den Soldatenrat. An
weſend außer dem General Maercker, Oberſtl. v. Klüber

und ca. 10 Offiziere, ſowie die drei Vorſtandsmitglieder des
Soldatenrats Weimar. Auf die vorgebrachten Beſchwerden
über die Aufführung der ſogenannten Regierangstruppen er
widert General Maercker: „Jch weiß ſehr wohl, daß
von 100 Mann, die ich einſtelle, nur 20 Mann zu ge
brauchen ſind. Die übrigen ſind Spitzbuben und Ver,
brecher. Trotzdem erblide ich in der Organiſation meinez

Korps die Grundlage für unſer zukünftige
Volksheer. Nur die eiſerne Disziplin, die Wiederher.
ſtellung der Kommandogewalt können zu dem geſteckten Ziele

führen.
Jeder nur einigermaßen bei Sinnen beſindliche

Menſch muß ſich ſagen, daß ein Kommandeur ſich ganz un
möglich ſo über ſeine Truppen geäußert haben kann, da
hier alſo eine ganz gemeine Fälſchung vorliegen muß. An
die Hintermänner des „Volksblattes“ müſſen ſich über die
Unehrlichkeit ihres Handelns vollkommen im Klatren ge
weſen ſein. Trotzdem aber haben ſie die Fälſchung ver
öffentlicht und mit dem obigen bekräftigenden Urteil ver
ſehen; bot ihnen dieſe Fälſchung doch Gelegenheit, die
ſchlechteſten Maſſeninſtinkte aufzuputſchen und die „unob.
hängigen“ Arbeiter gegen die braven Landesjäger aufzu-
hetzen, um neue Ugruhen und Straßenkämpfe heraufzn.
beſchwören. Für wie unendlich borniert muß das „Volks,
blatt“ ſeine Leſer halten, wenn es ihnen einen von der
artigem Unſinn geradezu ſtrotzenden Bericht vorzuſetzen
wagen darf! Was das „Volksblatt“ Sitzungsprotokoll des
Weimarer Soldatenrates nennt, iſt von dieſem aufgeſetzt
und nur von dieſem unterſchrieben worden, nachdem Gene-
ral Maercker ihn verdientermaßen ab geſetzt hatte. Dag
„Sitzungsprotokoll“ bedeutet alſo einen hinterhältigen
Racheakt gegen den General Maercker, der dies „Proto-
koll“, als er geſtern von deſſen Exiſtenz Kenntnis erhieſt
eine „infame Lüge“ nannte. Was General Maercker in
Wirklichkeit in Weimar geſagt hatte, haben wir kereitz
geſtern abend mitgeteilt. Um die „bodenloſe Ge,
meinheit“ des Spartakndenblattes, wie General
Maercker den „Volksblatt“- Artikel in der geſtrigen Preſſe
konferenz in gerechter Entrüſtung ſehr treffend kennzeich-
nete, in voller Klarheit hervortreten zu laſſen, wollen wir
die ſchriftlich formulierte Erklärung des Generalz
Maercker nochmals wiedergeben:

„Die mir zugeſchobene Aeußerung iſt entſtellt und beſagt

gerade das Gegenteil von dem, was ich zum Aus,
druck brachte. Jch brachte lediglich in den Worten den
Beweis, daß das Freiwillige Landesjägerkorps ſich nur ganz
guten Elementen zuſammenſetzt und habe er
klärt, daß von 100 Mann, die ſich melden, nur 20 Manx
ia die Truppe eingeſtellt werden können.“

Das „Volksblatt“, das der bürgerlichen Preſſe täglich
vorwirft, lügenhafte Artikel und Berichte zu bringen, hat
hier wieder einmal bewieſen, daß man bei anderen nur
ſolche Handlungen vermuten kann, die man ſelbſt tagaus,
tagein verübt. Es iſt der größte Aerger des „Volks-
blattes“, daß unter dem Schutze der Landesjäger Szenen
nicht mehr möglich ſind, die das „Volksblatt“ kürzlich in
tiefer Zerknirſchung von der „Qual des (unrechtmäßigen)
Beſitzes“ ſprechen ließen. Um ſolche Zuſtände in Halle
aber für immer fernzuhalten, bemüht ſich der General
Maercker, das hieſige Freiwilligenkorps nur aus
makelloſen Leuten zuſammenzuſetzen, um keine Truppe zu
erhalten, die dem aus Verbrechern und Spitzbuben zu-
ſammengeſetzten „Sicherheitsregiment“ des früheren Sol
datenrates irgendwie ähnlich ſieht. Es iſt aber bezeich-
nend, daß ſich auch in dieſes Freiwiliigenkorps,
wie General Maercker mitteilte, allerhand Geſindel einzu
drängen verſucht hatte. Sollte auch über die Zurück-
weiſung ſolcher Elemente das „Volksblatt“ verſtimmt ſein?
Hervorgehoben zu werden verdient auch, daß das „Volks-
blatt“ ſeine Fälſchung noch mit keiner Zeile berichtigt hat,
ſeine Leſer alſo noch immer unter dem Eindruck des
famoſen „Sitzungsprotokolls“ und des perfiden Urteils
des „Volksblattes“ über unſere Landesjäger ſtehen. Vor
einigen Tagen nannte das „Volksblatt“ die ſchweſterliche
„Volksſtimme“ ein „ſchamloſes Verleumder-
blatt“. Wer aber könnte es angeſichts der obigen Fäl-
ſchung vermeiden, beim Leſen dieſes Anusſpruches an das
ſympathiſche „Volksblatt“ ſelbſt zu denken 77?

Die Referendarin
Roman von Carl Buſſe.

„Ein ruſſiſches Geſicht,“ murmelte er noch einmal und
nickte befriedigt, als hätte er nun, was er geſucht hatte.

Es war inzwiſchen ganz dunkel geworden. Eine ein
ſame Laterne zog drüben in den See hinein ihre Lichtſpur.
Auf dem Schreibtiſch leuchtete der weiße Briefbogen, den
ſich der Referendar für die bedeutende Couſine zurechtgelegt
hatte. Aber er hatte nun keine rechte Luſt mehr zum
Schreiben.

Jmmerhin klingelte er nach der Lampe.
Die Lampe brachte jeden Tag eine andere Neuge-

bauerin, zu ſeinem aufrichtigſten Vergnügen. Und es war
gar zu putzig, wie die Küchlein ſchon der Mutter nach-
eiferten: ſie drehten ſich und wippten, daß es eine Luſt war.

Heute erſchien Frau Feldwebel höchſtſelbſt: der Lampen
ſchein traf ihr verbindlich lächelndes friſches Geſicht und
etwas von ihrem grauen, glatt anliegenden Haar.

Sie wollte ſich nur mal erkundigen, ob auch alles ſo
richtig und nach Wunſch wäre. „Man möchte doch, daß die
Herren ſich behagen.“

Und das ging trotz der fünfundfünfzig Jahre und der
maſſiven Front unermüdlich hin und her „wie 'ne
Bachſtelze, dachte Peter Körner nein, wie ne alte
fetie Henne, die ewig mit dem Bürzel wackelt.“

Er mußte lachen. Ja, es war alles gut; gar nichts
auszuſetzen. Was die Frau Feldwebel denn nun zu dem
Zimmer ſage?

Er hatte eine Menge ſchöner Stiche aufgehängt, den
Ecken mit alten Waffen und Gebetsteppichen ihre Schärfe
enommen, hohe alte Zinnkrüge von ſeltſamen Formen
att der Photographien aufgeſtellt und dem Raum etwas

von ſeinem eigenen Wefen mitgeteilt.
Natürlich bewunderte Frau Feldwebel. Aber er

t daß ſie ihre eigene Ausſtattung ſchöner fand. Die
2 e ſie mit Putzpomade blank reiben. Und

e ne e n kluckertec es ſei jo nur
t uwegen der Töchter da hinge ein Bild, gleich neben der
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Tür das ſei, kluk, kluk, doch ein wenig, kluk, unan-
ſtändig.

„Das da?“ fragte Peter Körner erſtaunt.
Es war irgendeine Eva, von Bougnereau, etwas ſüß,

aber berühmt durch die Verkürzung des Beines. Nicht ſein
Geſchmack; die Dedikation eines Freundes, die er halt mit
aufgehängt hatte.

Ja, die war es!
„Aber beſte Frau Feldwebel das iſt doch ſozu

ſagen eine Dame. Die kann doch auf ihre Töchter nee
wirklich, das verſteh' ich nicht

Das Bürzel wackelte ſtärker beim ſchämigen Lachen.
Die Augen gingen nach oben und unten „wie 'ne Henne,
die Waſſer ſchluckt“ „Ja, die jungen Herren kluk

iſt auch nichts zu ſagen. Wie die Welt heute mal iſt!
Aber meine Töchter ſind noch fo kindlich!“

Da drehte Peter Körner das Bild um.
„Alſo ſchonen wir die jungen Gemüter!“
Die wackere Frau wollt' ſich gerade zurückziehen, als

ihm noch etwas einfiel. Ob Herr Zühlke ſchon lange
Stadtſekretär ſei? Nein? Und was man denn ſonſt von
ihm höre? Er hätte ſo 'n merkwürdig intereſſantes Geſicht!

Da war Frau Neugebauer in ihrem Fett.
„Ach Gott, Herr Referendar man will ja nicht

klatſchen. Jmmer vor der eigenen Tür fegen, hat mein
Seliger geſagt. Der Zühlke iſt ja auch ſoweit 'n anſtän
diger Menſch. Trinkt nicht, ſpielt nicht, läuft den Frauens
leuten nicht nach. Aber er iſt doch ſo furchtbar hinter der
Jule Fiſcher herl

Unwillkürlich pfiff Peter Körner.
„ſehen Sie mal an!“

„Jawoll doch! Will ſie heiraten, bettelt, fleht die
kennen ſich ja ſchon von der Schulbank. Das ging ſchon
früher meine Elfriede war doch mit der Jule Fiſcher
in einer Klaſſe. Aber wenn ſie doch nicht will? Herr Jeſus
nee, es gibt doch noch andere Mädchen. Und beſſerel Man
will ja nicht klatſchen, aber ſehr ordentlich und penibel iſt
die Jule gewiß nicht. Na, und dann will ſie hoch hinaus.

u ndaren die ganze Stadt

„So, ſo,“ nickt er,

immer mit den Refere
lacht den Herrn Zühlke aus

Frau Feldwebel hatte die Hände über der Bruſt ge-
faltet und ſeufzte. Wenn ſo einer doch ihren Töchtern mal
nachliefe!

„Und die Referendare,“ ſagte Peter Körner lachend,
„haben alſo gleichſam das Privileg, Fräulein Fiſcher den
Hof zu machen? Das iſt drollig. Die reinſte Fakultäts-
ſchönheit.“

Einen Augenblick wurde die Neugebauerin verlegen.
Das mit der Fakultät leuchtete ihr nicht recht ein. Doch
ſo ungefähr begriff ſie.

„Da ſteckt mehr der Alte dahinter,“ erwiderte ſie. „Er
iſt doch auch ſo 'n Stück Winkelkonſulent. Und da braucht
er manchmal die Herren vom Gericht. Na, mich geht s
nichts an. Wer andrer Leute Suppe bläſt

Beinahe hätt' der Referendar wieder gepfiffen. „Alſo
aus der Luke guckſt du,“ dachte er. Mehr brauchte er nicht
zu wiſſen.

Er ſah, als Frau Feldwebel gegangen war, noch lange
auf dep dunklen See hinans.

Vieles war ihm nun klarer. Einen Augenblick hatte
er beinahe Mißmut empfunden. Als ob ein häßlicher Fleck
auf der Referendarin fäße.

Aber nach allem, was er von Buttche gehört, war ſie
ſelbſt unſchuldig daran, wenn der Alte die Verehrer ſeiner
Tochter für ſeine Zwecke ausnutzte.

Denn daß ſie ſchon einen bevorzugt hätte oder gar mit
Abſicht in ihre Neße gezogen, konnte niemand behaupten.

Er ſelber wußte ja, daß ſie einem das Herankommen
nicht leicht machte.

Er lächelte. Ein wenig eitel. Es wäre hübſch, wenn
ihm gelänge, was den andern nicht gelungen war. Der
Spröden die Stacheln die Paradeſtacheln ausbrechen,
ſie feſt in die Arme nehmen, die Beſiegte küſſen, ihr mit
er Händen in den ſtarken, wuſcheligen Knoten
ahren

Da ſchwand das Lächeln. Peter Körner drehte ſich zur
Lamve zurück. Ein M5ſkchen z über ſeine Stirn.

Das „rufſiſche“ Geſicht war ihm plötzlich in die eitlen
e
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Volkswirtſchaft
Kapitulat on vor der Straße

Die Regierung hat bekanntlich, um die ſtreikenden Ar
peiter zu beſänftigen, ein allgemeines Sozialiſierungsgeſey
und ein Geſetz über die Verſtaatlichung der Kohlenwirt-
chaſt eingebracht, und der Regierungsblock der Nationalver-
mmlung hat beide Geſetze gehorſamſt angenommen.
a dürfte es von Intereſſe ſein, ſich zu vergegenwärtigen,

wie führende Perſönlichkeiten der Sozialdemokratie noch
vor einigen Monaten über die Sozialiſierung gedacht haben.

Im November 1918, kurz nach der Revolution, ſchrieb
der Jervorragendſte Wirtſchaftslehrer des orthodoren So-

zalismus, der Unabhängige Karl Kautsky, in der
Freiheit“: „Jn Bauſch und Bogen alles für nationalifſiert
atlärend und dann hinterdrein darangehen, die Bedingun
gen dafür zu ſchaffen, heißt das Pferd beim
Schwanz aufzäumen, heißt ein Uebergangsſtadium
ſhaſſen, in dem kapitaliſtiſche Produktion nicht mehr und
ſozialiſti ſche noch nicht möglich, ein Stadium, in dem
ationelle Produktion überhaupt nicht möglich iſt. Es heißt,
vorübergehend die Produktion zum Stocken bringen. Eine
ſche Art Sozialiſierung gerade jetzt durchſühren oder auch
nur fordern, hieße Deutſchland in ein Tollhaus
perwandeln.“

Wenig ſpäter gab Dr. Auguſt Müller. der ſozial
gemokratiſche Staatsſekretär des Reichswirtſchaftsamts,
ine Mißbilligung des Verfahrens der ſogenannten Soziali
erungskommiſſion zu erkennen und erklärte achſelzuckend,
ine Sozialiſierung des Bergbaues in gegen
pörtiger Zeit ſei ein Verbrechen, ja noch ſchlimmer
als das, eine Dummheit.

Dr. Müller hat wegen dieſer und ähnlicher Ketzereien
zinen Platz räumen müſſen, aber der Mann, der an ſeine
Stelle getreten iſt, der bisberige „Volksbeauſtragte“ Wiſſell,
hat keine andere Auffaſſung der überſtürzten Soziali-
ferungspläne zu erkennen gegeben, und wir wiſſen be
ſimmt, daß das Reichswirtſchaftsamt, die be-
ifenſte Stelle, die Dinge heute noch genau
ebenſo anſieht wie im Dezember.Der leitende Reichsminiſter Scheidemann hat feinerzeit
ebenfalls geſagt, daß man nicht ſozialiſieren könne, wenn
nan dadurch dem Feinde lediglich Zugriffs
ebjekte bieten würde, und in der Sozialiſierungskom-
miſſion ſelbſt hat der beſondere Kohlenſachverſtändige, Herr
gue, der ſofortigen Sozialiſierung ſehr entſchieden
viderſprochen: Mit der heutigen Arbeiterſchaft
könnten Erperimente nicht mehr gemacht werden.

Trotzdem ſind die Geſetze gemacht worden. Die Forde-
rungen einer Minderheit werden zum Geſetz erhoben, die
Regierung kapitulierte glatt vor ihr, indem ſie die Soziali
ſrung noch vor der Genehmigung des Geſetzes durch die
Nationalver ſammlung als erfolgt verkündet und weitere
Maßnahmen zu ihrer Durchführung in Ausſicht ſtellt. Die
Parnungen der Kautsky, Bernſtein, Müller, Hue werden
in den Wind geſchlagen, weil den revolutionären

Naſſen etwas geboten werden muß, weil man
gegen die eigene beſſere Einſicht meint, ihnen einen Knochen
hinwerfen zu müſſen, der ihre Begehrlichkeit ſtillt. Die
ganz Klugen glauben offenbar, es bleibe bei dem Knochen,
und den Braten, nach dem ſie begehren, würden die lüſter-
nen Maſſen nicht kriegen. Sie irren: Nach dem Knochen
wird der Braten kommen. Die politiſche Zielklarheit und
Ent ſchloſſenheit hat noch ſtets die Halbheit und Schwäche
üherrannt und übermocht. Wer von der Revolution ißt,
ſürbt daran. Jhr muß die ganze Hand geben, wer ihr nur
den kleinen Finger zu reichen meinte, und mit Zugeſtänd-
niſſen, deren Unredlichkeit ſie doch erkennen, macht
nan aus Umſtürzklern keine loyalen und zu
ftriedenen Staatsbürger. Die Regierung, die
wider beſſere Einſicht nicht nur politiſch, ſondern auch wirt-
aſtlich den Weg der Revolution beſchreitet, wird auf
dieſer ſchiefen Ebene ſchnell weiter abwärts gleiten.

C

Sozialiſierung, Verseſellſchaftung,
Gemeinwirtſchaft
Ueber die Sinnloſigkeit des Sozialiſterungs

geſetzes machte der deutſchnationale Abgrord-
nete Hugenberg dem Regierungsblock be
merkenswerte Vorhal ungen. Jm beſoidcren
kennzeichnete er die Unredlichkeit und den
Dilettantismus, die dem angenommenen
Sogialiſierungsgeſetz das Gepräge geben.

Die Ueberſchrift eines Geſetzes ſoll in möglichſt klarer, ge
neinverſtändlicher Weiſe ſeinen Gegenſtand und Jihnlt an
deuten. Das ſollte ganz beſonders in einem Volksſtagte der Fall
in. (Sehr richtig rechts.) Es iſt natürlich ſchwer, einem Geſetz
eine Iare Ueberſchrit zu geben, deſſen Inhalt ſo wenig klar iſt,
die das Geſet, das wir jetzt behandelt haben. (Sehr richtigt
hie Jmmerhin wird man als Hauptinhalt des Geſetz fol
Endes bezeichnen dürfen: Es ſoll die Herſtellung und Verrerurg
dieſhaftlicher Güter im Falle dringenden Bedürfniſſes gemein
ctſchaftlich geregelt werden. Was das bedeutet (die Pwan s
irtſchaft, ich muß es trotz der Ausführungen des Herrn Reichs
awiſters Wiſſel wiederholen, Reglementierung und Erſtarrung
petes Wirtſchaftslebens), das hat mein Freund Trauh vorhirt
e dargelegt. Ferner ſollen für eine Vergefellſchattung ge
Du wirtſchaftliche Unternehmungen in Gemeinwir ſchaft

werführt werden. Unſer Antrag an Stelle des Wortes „Ver
keſellſchaftung“ auch „Gemein wirtſchaft zu ſetzen,
hem der Herr Reichsminiſter Wiſſel erklärt hatte, daß beide
Lewriffe zuſammenfielen. iſt abgelehnt worden. Die Keberſ rift

Veſeßes fügt nun als drittes dieſen Begriffen Gemeinwirt
k und Vergeſellſchaftung das Titelwort „Sozigliſterung“

zu. Neben dieſen drei Begriffen ſpielte in der Erörterung
woh derjenige der Verſtgablichung eine Rolle, die aber
x allen Seiten mit allen Zeichen des Enitſetzens

aelehnt wurde, alſo mit einem der drei Vegriffe nicht ge
int ſein kann. Wie ſich Sozialiſierung, Vergefelléaftung und Gemein wirtſchaft zu einander ver
W iſt uns nicht klar geworden. Ich glaube nicht. daß es an

erem mangelnden Begriffsvermögen liegt, ich glaube viel
uhr. daß die heutie Regierung nicht mehr ganz den früher
lisen Ehrgeiz des Regierungstiſches beſitt, guch der Oppoſition

weſtens ar zu mchen. was ſſe beabſichtige und inwiefern
e Gedanken und Vorſchläge logiſch und durchdacht ſeien. Es
Ant heute ſelbſt darauf kein ausſchlaggebender Wert gelegt zu

den daß unter den eigenen Ankängern der Regfering voll
e Uebereinſtimmung her die Aufaſſung des Inhalts der
de verrſcht. Und das ſcheirt mir ein Vewris für die alte
heit zu ſemn, daß, je demokraiſcher ein Land wird, um ſo

der Kreis wird, der hinter den Kuliſen die eigentlichen
Dungen tritt. Eehr quil wechts) Bir haben im Aus

n

ſchuß über die drei genannten Vegriſfe verſchiedene Darlegungen
gehört, die ſich unker einander alle wider prachen. Vom Re
gierungstiſche wurde unter anderem abſchließend erklärt, d ieſe
Begriffe würden ſich ſchon einbürgern und ibren
feſten Jnhalt bekommen, und der Herr Kollege Hue ſtellte in
einem Zwiſchenruf feſt. daß die Sozialdemokratie
ſchon wiſſen werde, was ſie mit dieſem Geſetz
wolle. Das glaube ich auch. Jch bedaure nur, daß die ande
ren an der Mehrheit beteiligten Parteien es nicht gang genau zu
wiſſen ſcheinen.

Für meine politiſchen Freunde iſt ſoviel Har, daß gemein
wirtſchaftliche Negelung und Ueberführung in Gemein-
wirtſchaft die beiden entſcheidenden Gedanken des Geſetzes
ſind. Dem gegenüber verſtehen wir nicht, warum man dem
Geſetz nicht mit „Gemeinwirtſchafts-Geſetz“ eine die Ware
deckende Flagge gibt, ſtatt von „Sozigliſierungsgeſetz“ zu rechen.
Sozialiſierung iſt allerdings der Begriff, unter dem wo alle
bürgerlichen Parteien, auch die meinige, ihren ernſten Billen
zur Betätigung ſogzigler Geſicht spunkte im weiteſten Sinne des
Wortes auf dem Gebiet der wirtſchaftlichen Dinge angekündigt
haben. Aber deshalb braucht man die'es Wort (es ſei enn, doß
man glaubte. dies ſeinen Wählern ſchuldig zu ſein) doch bei
ſolchen Geſetzen nicht unbedingt feſtzuhalten, die tatſächlich etwas
viel Weitergehendes enthalten, nämlich den grundſätzlichen Schritt
zur Verdrängung der bisherigen freien Wirtſchaft durch die Ge
mein wirtſchaft. Gemein wirtſchaft iſt das deutſche
Wort für HKommunismus. Daß Kommunismus anch
aſeichbedeutend iſt mit Soziglismus, iſt außerdem von Fogzialiſti-
ſcher Seite offen und deutlich ausgeſprochen worden. Wir fegeln
mit dieſem Geſetze nach ſeinem Jnhalt in das offene Meer
des Kommunismus hinein, und ich fürchte, daß wir auf
ihm ſcheitern werden, wenn wir nicht rechtzeitig beidrehen. Es
erſcheint uns angemeſſen und ehrlich, dieſen Kurs, den wir nicht
mitmachen und für den wir die Mitverantwortung ablehnen, auch
im Titel des Geſetzes zum Ausdruck zu bringen, und beantragen
deshalb, dem Geſetz die Ueberſchrift „Gemeinwirtſchaftsgejetz“ zu

D'e Reichsbank in der erſten Märzwoche
Nach der außerordentlich ſtarken Anſpannung am Ende des

Februar zeigten die Alagekonten der Reichsbank für die erſte
Märzwoche eine bemerkenswerte Entlaſtung. Die geſamte
Kapitalaganlage ermäßigte ſich von 27 500,1 Mill. Mark auf
26 668,9 Mill. Mark, d. h. um 831,2 Mill. Mark; bei der bank-
mäßigen Deckung für ſich allein genommen ſtellte ſich der
Rückgang auf 833,8 Mill. Mar?. Auf der anderen Seite nahmen
auch die fremden Gelder in der Berichtswoche ganz be
trächtlich, nämlich um 931,2 Millionen Mark auf 10899,4 Mill.
Mark. ab.

An Banknoten wurden diesmal 145,2 Millionen Mork
gegen 13,3 Millionen Mark in der entſprechenden Woche des
Vorfahres neu verausgaßt, ſo daß der geſamte Notenuml uf
auf 24 248,0 Mill. Mark anſtieg. Daneben mußten in der Be
richtewoche an Darlehnskaſfenſcheinen noch 52,8 Mill.
Mark gegen 16,3 Millionen Mark in der erſten Märzwoche 1918
in den Verkehr geleitet werden. Die Summe der im Verehrer
befindlichen Darlehnskaſſenſcheine ſtellte ſich am 7. Märs 1919
auf 10 608.1 Millionen Mark. Eingeſchloſſen in Reſen Beirag
ſind die Beſtände der Pridatnotenbanken an Darlehnskfaſſen-
ſcheinen nicht einlveoriffen ſind die auf Grund des Geſetzes rom
22. März 1915 (R. G. Bl. S. 179) als Deking für ausgegelene
Reichskaſſenſcheine zurückaeſtellten 120 Millionen Marf. Der
Goldvorrat der Reichsbank nahm diesmal um 1,4 Millionen
Mark auf 2244 3 Millionen Marf ab. Der Darlihnsbe tand kei
den Darlehnskaſſen erköhte ſich Aurch Neuruskeibungen
um 138.4 Millioren Mark auf 16 7383,1 Millioneg Mark; ein
dieſer Steigerung entſprechender Betras an Darlehnsfaſſen-
ſcheinen floß in die Reichsbank. Die Beſtände der a an
Darlehskaſſenſcheinen wuchſen auf 9009,9 Millionen Mark an

x

Tabak und Stenern
Die Beſchlagnahme des Tabaks iſt in anbetracht des außer

ordentlichen Mangels an Rohtabaken unnmgänglich nötig ge
weſen und kann auch zur Zeit noch nicht aufgehoben werden.
Ob und wieweit von einer Veſchlagtahme des Tabaks eus der
Ernte des Jahres 1919 Auſtand geremmen werden kann. laßt
ſich zur Zeit noch nicht überſehen. Daß der Tabak als entbehr-
liches Genußmittel bei einem Reichsfinanzbedarf, wie er durch
den unglücklichen Ausgang des Krieges entſtanden iſt, in weit
höherem Grade mit Abgaben belaſtet werden muß als bisher,
iſt klar. Der Gedanke eines Tabakmonopols dürfte heute
bei dem gänzlichen Niedergang unſeres Tabakgewerbes endgül-
tig aufgegeben ſein. Die Tabakvorlage bringt vor allem die
Banderole auch für die Zigarre in Vorſchlag. Dieſe Form hat
unbeſtreitbar den großen Vorzug, den Tabakgenuß nach der
Leiſtungsfähigkeit des Rauchers zu belaſten. Damit kann der
bisher erhobene Gewichlszoll mit dem Wertzollzuſchlag in Fort
fall kommen. Dadurch würde dann aber der Zollſchutz des in
ländiſchen Tabaks herabgeſetzt, es müßte mithin eine Ermäßi-
gung der Tabakſteuer eintreten. Wenn man berückſich-
tigt, daß die Jnlandſteuer vor dem Kriege nur rund 11 Millionen
Mark gebracht hat, eine Summe, die von dem künftigen Ge-
ſamtertrag aus dem Tabak nur einen ſehr geringen Prozentſatz
ausmachen würde, dann erſcheint es ratſam, die Jnland-
ſteuer überhaupt anfeneben.

Börfenſtimmungsbild.
Verlin, 20. März. Die Vörſe eröffnete unter dem Zeichen

der Luſtloſigkeit zu vorwiegend etwas abgeſchwächten Kurſen.
Jm weiteren Verlaufe gab die optimiſtiſchere Auffaſfung des
Schiffahrtsabkommens mit der Entente Anlaß zu einer Auf-
wärtebewegung der Schiffahrtsaktien, und davon ausgehend
konnte eine allgemeine Befeſtigung im Jnduſtrieaktienmarkte
Platz greifen. Die Kursbewemragen blieben aber im allgemeinen
geringfüoig. Erbebliche Beſſerungen erzielten ſedoch Deutſche
Erdöl, Deutſche Petroleum- und Scheidemantel-Aktien. Orient-
bakm- und Türkiſche Tabakaktien verloren heute mehrere Prozent.
Prinz Heinrich-Bahn ſtellte ſich weſentlich niedriger. Schantung-
bahn gaben gleichfalls nach. Große Berliner Straßenbahn gewann
einige Prozent im Hinblick auf Verſtadtlichnngsausſichten. Am
Anleihemarkt konnten ſich deutſche Anleihen nicht voll behaupten;
fremde uwerlogen nur unbedentenden Veränderungen. Die
Vörſe Fhloß abgeſchwächt.

Produktenbericht.
Berſin, 20. März. Die Nacht hat, verbunden mit heftigem

»Oſtwinde. wiederum ſcharfen Froſt gebracht. der auch während
des Tages noch anbält, ſo daß man wegen der Saaten nicht ohne
Beſorgnis iſt. Auf den Verkehr mit Landesproduktien wirkt
dieſer Kälterückfall inſofern, als die Verladung froſtempfindlicher
Artikel ſehr vorſichtig gehandhabt werben muß. was namentlich
für alle Rübenſorten gilt. Rotkee. Gelbklee und Wundklee blieben
nach wie vor knapp. Für Sagthülſenfrüchte, in erſter Linie Lu
pinen und Wicken, beſteht lebhafte Nachfrage, die indes nicht be
frichigt werden kann. Jm Rauhfuttergeſchäft nichts Neues

Leipziger Weſtend-VBaugeſelſlſchaft in Leivzig. Zu den
Grunidſtückserträgniſſen von 125 771 (i. V. 200 028) Mk. trat in
1918 ein Gewinn aus Grundſtücksverkäufer von 260 843 (147 808)
Mark und eine Zinſeneinrahme von 140 809 (133 621) Mk. Die
Unkeſten erhöhten ſich auf 152 808 (106 041) Mk. Dex Rein
gewinn belief ſich auf 8654 19t (388 651) Mk. Hieraus ſoll eine
Dividende von 10 (8) Prozent verteilt werden, wäh
rend die Genußſcheinet 380 (800) Mk. erhalten. Die Bilanz

verzeichnet u. a. Grundſtücke mit 1 702 90 (1 508 816) r Vedr.
toren mit 155 810 (111 448) Mk., Kreditoren mit 178 481 (254 686)
Mark, Hypothekenſchulden mit 554 691 (457 500) Mk. und über
nommene Verpflichtungen mit 831 840 (0) Mk. Bei einem
Aklienkavital von 1650 000 Mk. betragen die Reſerven 2 255 000
(2 321 000) Mark.

Von der Thüringer Porzellaninduſtrie. Eine Porzellan
fabrik teilt mit: Die Ausfuhrmöglichkeiten ſind
ſchlecht. Der Oſten verlangt keine Ware. Die Beſtellungen
gus Skandinavien ſind ſo gut wie Null. Für Holland find die
Preiſe heute zu hoch; auch die Schweiz kann die jetzigen Preiſe
für die Waren nicht anlegen. Eine in Eger lieg Sendung
für die Türkei im Werte von 6000 Mk. müſſen wir jetzt zurück
rufen.

Neue Preiſe für Stickſtofföüngemiteel ſind unterm
13. März wie folgt feſtgeſetzt für 1 Kilogrammprozent Sti4kitoff
in Pfennig: Schwefel'aures Ammoniagk: 4) gewöhnliche Ware
130, gedarrt und gemahlen 186, Natrium-Ammoniumſulfat 180,
Ammonſalpeter 200, Kaliammonſalpeter 220 (danebeg kann der
Kakigehalt mit 41 Pfg. für 1 Kilogramm Kali berechnet werden),
Natronfalpeter 275, Kalkſtickſtoff 140 Vfſg. Dazu kommen die
Umlagebeträge für die Preisausgkeichsſtelle zur Hebung. Für
Blutmehl beträgt der Preis für 1 Kilogrammprozent Geſomt-
ſtickſtoff 260, für Hornmehl 220 Pfg.

Steinkohlenpreiserhöhung. Die ſächſiſche Regierung ge
nehmigte ab 15. März eine Preiserhöhung um 10 Mark aus
ſchlicklich Kohlenſteuer für Steinkohlen und 10 Mark einſchließ
lich Kohlenſteuer für Koks pro Tonne.

Strohſäcke und Laken für die Landarbeiter. Die Reichs
bekleidungsſtelle teilt mit, daß ſie ſich bereit erklärt, ſoweit ſie
über Beſtände an Strohſäcken, Kopfpolſtern und Laken verfügt,
dieſe zur Ausſtattung von Unterkunftsräumen für die in der
Landwirtſchaft tätigen Arbeiter zur Verfügung zu ſtellen. Ent
ſprechende Anforderungen find bei der Reichsbekleidungsſtelle,
Abteilung H., Berlin, Nürnberger Platz 1, einzureichen.

Einſtellung, Entlöhnung und Entlaſſung. Bei vielen Ge-
wer betreibenden und Handwerkern beſteht Unklarheit darüber,
ob die in den Verordnungen vom 4. und 24. Januar 1919 Reichs
geſetzblatt Nr. 8 und 100--106) enthaltenen Vorſchriften über
Zuläſſigkeit von Kündigung und Kündigungs-
friſt en während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung
ſich nur auf die wiedereingeſtellten Kriegsteilnehmer und die
beim Fnkrafttreten der Verordnung vorhandenen Arbeitnehmer
erſtrecken oder generell auch auf ſämtliche Angeſtellte und
Arbeiter, die für einen ſpäteren Zeitpunkt eingeſtellt werden.
Es wird deshalb hierdurch wiederholt darauf hingewieſen, daß
jene Vorſchriften eingig und allein auf die wiedereingeſtellten
Kriegsteilnehmer und die beim Jnkrafttreten der Verordnung
vorhandenen Arbeitnehmer Anwendung finden. Die bei den Ge
werbetreibenden und Handwerkern beſtehende Befürchtung, daß
ſie Angeſtellte und Arbeiter, die ſie ſetzt zur Bewältigung vor
lierender Aufträge einſtellen würden, nach Aufßören der Arbeit
t wieder entlaſſen dürften, entbehrt ſomit jeglicher Grund

Anban- nnd Ernteflächenerhebung vom 5. bis 31. Mai 1919.
Eine vom Reich?ernährungsminiſter erlaſſene Verordnung ſicht
im kommenden Frühjahr wis in den früßeren Jahren der Vor
nahme einer Anbau- und Ernkeflächenerhebung vor. Die Er-
hebung findet in der Zeit dom 5. bis 31. Mai ſtatt und ſoll den
geſamten feldmäßigen Anbau unſerer wichtigſten Nahrungs- und
Futtermittel erfaſſen. Bei dem Mangel einer neueren Boden-
benutzungsſtatiſtif behäkt die Erhebung auch in dieſem
Fahre ihre volks wirtſchaftliche Bedeutung und wird eine wert-
volle Handhabe für die ganze künftige Wirt-
ſchafts politik bilden.

Noch keine Entſcheidung in der Bierfrage. Man ſchreibt
uns: Der Schutzverband der Brauereien hatte, wie erinnerlich,
an das Reichsernährungsamt eine dringende Eingabe wegen
Herabſetzung des Mindeſtſtammwürzgehalts des Bieres gerichtet
und ſich dabei auf eine vom Reichsernährungsamt im vorigen
Jahr gegebene Zuſage berufen, nach der eine Herabſetzung des
Mindeſtſtorimwürzgehalts erfolgen ſolle, wenn eine ſpätere Nach
belieferung der Brauereien mit Gerſie ſich als unmöglich heraus
ſtellen ſollte Das Reichsernährungsamt hat auf die
Eingabe die Antwort erteilt, eine ſolche Juſage wäre
nicht gemacht, es wäre ledioſich eine Nachvrüfung der Lage der
Bierver'orqung für dieſes Frühfahr in Ausſicht geſtellt. Von
dieſer Prüfung würde es abhängen, ob die gegenwärtige Mindeſt-
garenze für den Stammwürzgehalt beibehalten werden könne, oder
ob ihre Herabſeßung erforderlich ſei. Dieſe Nachprüfurg iſt
bereits in die Wege geleitet. Die Reichsgetreideſtelle hat den
Auftrag erhalten, ſobald als möalich eine ernette Erhebung ürer
die in den Brauereien und Mälzereien noch vorhandenen Be
ſtände an Getreide und Malz ſowie über die Vorräte an Bier
zu veranſtalten. Von dem Ergebnis d'eſer Erhebung ſoll die
Entſcheidung über die Frage einer Herabfetzung der Mindeſt-
ſtammwürzgrenze abbängig gemacht werden.

Elbſchiffahrt. Am 17. März traf Eilkahn „Julius Krüm-
ling I11 in Aken ein.

Berliner Kursberichte
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Halle und Umgebung
Halle, 21. Märd

Oer neue „KArbeiterrat“
Erſte Sitzung

er newe „A.Rat“ hat ſich nunmero konſtitukret. Wie lange
ge leben wird, weiß er ſelbſt noch nicht die Unabhängigen ver
laſen vor Eintritt in die Tagung einen langen und breiten Pro
teſt gegen die Wahl aber bis auf weiteres iſt er nun erſt mal
da. Ein bunter Vorfrühlingsſtrauß von Geſichtern; ſich felbſt
und der Welt zum guten Teil noch unbekannt. Die Gemeinde
der „Unabhängigen“, die ſich bislang im ganzen Saale und
leider Goltes weit darüber hinaus breit machten, iſt zu
ſammengeſchmolzen, wie der Märzenſchnee vor der Sonne. Herr
Oſterburg hat loyal auf dem Oberbürgermeiſterſtuhle Platz er

iffen; Kilian weilt der Verſammlung bekannter UmſtändeFaber fern. Der Mittelgang des Stadtverordnetenſaales ſcheidet

jedt ſo ſagen die „Geiſter“ der „Rechten“ und der
Linken“. Pünktlich eröffnet Herr Reiwand die Sitzung, die ime zunächſt eine kanoniſche Unterhaltung zwiſchen den

rtführern der drei Gruppen bleibt. Der Wortwechſel hält ſich
in ſachlicher Form; von links ſpricht Hildebrandt und trägt den
aus allen Straßenecken zuſammengekehrten Proteſt gegen die
Gültigkeit der Wahl vor, von rechts entgegnet Herr Delius, die
Hände in die beiderſeitigen Hoſentaſchen ver enkt, ſekundiert
Herr Helms oder Herr Kleeis. Bei der Frage um die Vorſtands-
ſitze kam man ſich ſogar beiderſeits entgegen, ließ Herrn Oſter
burg den Thron in der Mitten und je einem Manne der übrigen
Parteien Sperl umd Chemnitz die Seſſel rechts und links.
Die vertrauensvoll Erkorenen richteten höfliche Worte des Dankes
an die Verſammlung: „Meine Damen und Herren Und
Herr Delius bot in verbindenden Worten über den Scheideweg
hinikber die Hand zu gemeinſamem Wirken. Die Srimmung
asgeſamt war noch ſichtlich märzkühl. Das Plenum, Neulinge
zumeiſt noch im Rate der Weiſen, blieb paſſiv. Unparlamenta-
riſcher Tabakrauch füllte den Raum. Man blieb bis nach 7 Uhr
beiſammen

Auf der Tagesordnung ſtand als erſter Punkt die Kon
ſtituierung, als zweiter die Wahl des Mittleren Rates. Von den
Unabhängigen wurde zunächſt

Proteſt
erhoben wegen Einberufung der neuen Sitzung durch den
Magiſtrat.

Von der bürgerlichen Partei nahm dazu als erſter Redner
Helm s das Wort: Namens meiner Freunde kann ich mich mit
der Abgobe eines Proteſtes nicht einverſtanden erklären. Wenn
wir einen ſolchen Proteſt loslaſſen, dann können wir es erſt tun,
wenn wir uns konſtituiert haben. Darauf verlas Hilde-
vrandt den ausführlichen Proteſt, der ſich im weſentlichen
darauf ſtützt, daß die Wahl nicht geheim war, und im übrigen
die vom „Volksblatte“ ſchon vorgebrachten (und an dieſer Stelle
bereits wiedergegebenen) angeblichen Unregelmäßigkeiten wieder

holt, im Wortlaut vor. ie Wahl ſollte geheim ſein, gegen
dieſes Prinzip ſei in vielen Fällen verſtoßen worden. Die
Stimmzettel hatten ungleiches Format und die vorgeſchriebenen
Umſchläge ſeien nicht vorhanden geweſen. Viele, die zur Wahl
gehen wollten, hätten keinen Ausweis gehabt, viele andere
konnten ihn ſich nur mit Schwierigkeiten beſchaffen. Daß üb r-
haupt eine Wahl ſtattgefunden hat, habe ein großer Teil der
Arbeiter gar nicht gewußt; viele Arbeitsloſe konnten keine Be
ſcheinigung auftreiben. Der Verſammlungsleiter ſtellte feſt, daß
die Verſammlung über dieſen Proteſt nicht entſcheiden könne.
Die zuſtändige Jnſtanz ſei der Bezirks-Arbeiterrat. Helm s
bemerkt hierzu, daß der A.-Rat ſelbſt darüber zu entſcheiden
habe. Wenn der Bezirks-Arbeiterrat die Entſche dung treffen
ſoll, ſo muß er ſo lange warten, bis er ſelbſt gewählt worden iſt.
Oſterburg macht darauf aufmerkſam, daß die Verſammlung
dieſen Einſpruch zur Kenntnis nehmen ſolle. Der Proteſt ſei
bereits weitergegangen. Kleeis (Reg.-Sogz.) entgegnet Hilde-
bandt, Vorkommniſſe, wie ſie in dem Proteſt aufgegzählt ſeien,
kämen bei jeder Wahl vor. Weſentlich ſei nur die Behauptung,
daß das Wahlverfahren nicht geheim war. Die Unabhängigen
hätten doch ſchon vor der Wahl gewußt, daß keine Wahlzettel-
umſcbläge vorhanden waren. Redner kommt dann auf die
Tätigkeit des Arbeiterrats zu ſprechen und gibt der Meinung
Ansdruck, daß, nachdem die Stadtverordnetenſitzung neu ge-
wählt ift, für den Arbeiterrat kein allzu umfaſſendes Arbeits-
gebiet übrig bleiben werde. Leidenfroſt macht darauf auf
merkſam, daß die Unabhängige Vartei bedeutend früher mit den
Wahl- Vorarbeiten fertig war, als die Vürgerlichen. Sie hätten
dann ſchon vorher gegen dos Wahlverfahren Stellung nehmen
müſſen. Es liegt an der Nachläſſigkeit jedes einzelnen, wenn
er nicht gewählt hat. Hildebrandt: Wir haben unſere Ein-
wendungen rechtzeitig geltend gemacht. Es wurde uns vom Ver-
treter des Magiſtrats vorher geſagt, die übrigen Wahlzette-
umſchläge ſeien fortgeſandt, andere ſtänden nicht zur Verfügung;
nachher hat ſich herausgeſtellt, daß, wie beiſpielsweiſe ſm
„Volkspark“, doch mehrere Tanſend Umſchläge vorhanden waren.
Redner führte weiter aus: Die in den Lenng- Werken beſchäf
tigten Arbeiter hatten Schwierigkeiten, ſich Ausweiſe zu be
ſchaffen. Entweder fehlte die Unterſchrift oder der Stemvel.
Sollen ſich die Lente vielleicht den Stempel von der Direktion
holen und ſich nachher als Räuber und Spartakiſten hinſtellen
laſſen Dann wären vielleicht die „Nosketrnvpen“ nach Merſe
hurg gezogen. Es wird dann ein Antrag Delin s auf Schluß
der Debatte angenommen und zur

Wahl des Vorfſtandes
Es liegt der Vorſchlag vor, drei Vorſitzende und drei

riftführer mit gleichen Rechten zu wählen, und zwar von jeder
Partei einen. Von Hildebrandt wird der Unabhängige
Oſterburg zum 1. Vorſitzenden und Günther zum Schrift
r vorgeſchlagen. Dürrfeld ſchlägt von ſeiner Fraktion

hemnitz und Vetter vor. Von der bürgerlichen Seite wird
Sperl und Brettſchneider genannt. Die Wahl erfolgt
durch Handerheben. Das Ergebnis iſt folgendes: Als Vorſitzende
werden Oſterburg, Sperl und Chemnitz, als Schrift-
führer Günther, Brettſchneider und Vetter gewählt. Der neu
gewählte Vorſtand nimmt ſeinen Platz ein, und es wird in der
Tagesordnung fort gefahren. Der erſte Vorſitzende dankt für die
Wahl; er werde ſtets bemüht ſein, das Amt ordnunngegemäß zu
führen. Sperl und Chemnitz ſchließen ſich dieſen Ausführungen
an. Nach Erſedigung einer Erſatzwahl nimmt Delinus das
Wort. Wir ſind, ſo führte er aus, hierher gekommen, um mit
Ihnen verſtändnisvolle Arbeit zum Wohßfe unſerer Stadt zu
leiſten. Wir wiſſen, daß wir viele Berſihrungavunkte und
Intereſſen miteinander gemeinſam haben. Wir können gemein
ſame Arbeit leiſten, wenn wir wollen. Jch und meine Freunde
ſind dafür, daß die Verhandlungen hier nicht auf politiſches Ge
biet übertragen werden. Wir ſtehen ferner auf dem Standpunkte,
daß es nicht Aufgabe des Arbeiterrates ſein kann, ſich in die Be
e der neugewählten Stadtverordnetenſfitzung zu mengen.

ind Sie zu den Nnabhängigen gewandt damit ein'ig,
dann wollen wir eifrig Hand in Handarbeiten. Ein Antrag Bretitſchneider,

mlung wolle beſchließen, daß der Arbeiterrat den derzeitigen
irtearbeiterrat als ſolchen nicht anerkennen, wird gegen die

timtnen der Unabhängigen angenommen. Hierauf gibt
hem nis einen kurzen Räückblick über die bisherige Tätig

des Mittleren Arbeiterrater und bemerkt, daß nach dem
da Jan Je gewaltige Arbeit abgeflaut ſel. Jn

zuſammen
die Ver

palitiſcher

der Aufgabe, die der kommende Friede bringt, wird auch
Arbeiterrat mit zu helfen und zu beſtimmen e
ſeines Berichtes bittet er, wieder einen Arbeitsausſchuß
gründen, der wie bisher pro Mann und Arbeitetag als Lohn
i2 Mark und als Aufwandsentſchädigung 8 Mark, zuſammen
20 Mark erhalte. Von bürgerlicher Seite wird darauf g.
wieſen, daß man mit c waren S e e 11 Mit

der in Betracht ſehr ſparſam umgehen möge.sge Der Vorſtand macht am Schluß der Sitzung darauf auf
merkſam, daß die nächſte Tagung vorausſichtlich am Mittwoch
oder Donnerstag ſtattfindet. Die Tagesordnung würde recht
zeitig bekannt gegeben.

—ZAA

Gegen die Gültigkeit
der Stadtverordnetenwahlen

Eine vielköpfige Verſammlung hatte ſih geſtern nachmittag
im Mars-la-Tour“ zum Proteſt gegen die Gültigkeit der letzten
Stadtverordnetenwahlen zuſammengefunden. Direktor Thier,
der die Verhandlungen leitete, bemerkte eingangs, daß ſich in
großen Kreiſen der Vürgerſchaft Unzufriedenheit über die ſtatt
gefundene Wahl geltend gemacht habe, namentlich deshalb, weil
ſie nach politiſchen Geſichtspunkten erfolgt ſei. Maurer-
meiſter Friedrich ging alsdann in ausführlicher Weiſe auf die
Wahlen ein. Er bedauerde ebenfalls, daß nach politiſchen Er
wägungen gewählt worden iſt; man hätte vor allem Fachleute
ins Stadtverordnetenkollegium ſchicken ſollen, die fruchtbringende
Arbeit leiſten konnten. Unter den neu gewählten Stadtverord-
neten vermiſſe man vor allen Dingen ſolche, die in den einzenen
Deputationen für das Wohl unſrer Stadt fachgemäß wirken
können. Was nun die Gründe für die Ungültigkeitserklärung
der Wohl anbetrifft, ſo ſind dieſe ſo ſchwerwiegender Natur, daß
ſich eine beſondere Begründung wohl erübrige. Ein großer Teil
der Bürgerſchaft hat das Wahlrecht überhaupt nicht ausüben
können, weil die Wahllokale infolge der Unſicherheit in der Stadt
geſchloſſen waren. Wenn nun anch ſchon von verſchiedenen Seiten
gegen die Gültigkeit der Wahl Proteſt eingelegt ſei, ſo müſſe es
die Bürgerſchaft auch energiſch durchzuſetzen wiſſen, daß der Ein
ſpruch Erfolg habe. Bei einer Neuwahl möchte Redner aber den
Parteien ans Herz legen, die aufgeſtellten Liſten nochmals
zu prüfen und nur ſolche Männer als Stadtverordnete auf
zuſtellen, die imſtande ſind, wirklich reale Kommunalvpolitik zu
treiben.

Jn der folgenden Ausſprache kam es zu lebhaften Aus
einanderſetzungen mit dem Vorſtande der De
mokratiſchen Partei. Eine Reihe von Rednern machten
der Demokratiſchen Partei den Vorwurf, daß ſie alte erfahrene
Stadt verordnete hintenangeſetzt habe und gänzlich neue Männer,
die ſich vorher nie um kommungke Angelegenheiten kümmerten,
an gausſichtsreicher Stellung auf die Kandidatenliſte geſetzt habe.
Dieſe Herren, die früher gar nicht einmal „Demokraten“ waren
und ſich erſt nach der Revolution als ſolche en puppten, habe man
alten erprobten und in kommunglen Angelegenbeiten erfahrenen

gegenſber bevorzugt. Ja, es wurde ſogar aus der
Verſammlung bebauptet, daß bei der Kandidaten-
aufſtellung Geldſchacher getrieben worden ſei.
Den Ausführungen wurde vom größten Teil der Verſammlung
veifällig zugeſtimmt.

Profeſſor Deutſchbein, Parteiſekretär Dornbläüth und
Kaufmann Georg wandten ſich gegen dieſe Vorwürfe. Sie
legten dar, daß die Stadiverordnetenwahlen von den eingelnen

Parteien durchgeführt werden mußten, um der
Sozialdemokratie Paroli vieten zu können; die Demokratiſche
Partei habe neun alte Stadtverordnete in ihren Reihen. Den
Vorwurf, daß finanzielle Beeinfluſſungen bei der Aufſtellung der
Liſte maßgebend geweſen ſeien, wieſen die Redner energiſch zu
rück. Den einzelnen Ausführungen war zu entnehmen, daß die
Unzufriedenheit der früheren Mitglieder der kommungſen Be
zirksvereine gegen die Demokraten ſehr groß iſt. Erſt ſo wurde
ausgeführt habe man den Bürgervereinen ihre Selbſtändigkeit
gbgenommen, indem man ſie nötigte, ſich der Demokratiſchen
Partei anzuſhließen, und nun nehme man ihnen faſt gänzlich die
Gelegenheit, an der kommnnalen Arbeit im Stadiverordnefen-
kollgium teilzunehmen. Bei der kommenden Neuwahl würde
es ſich an zeigen haben, ab die Demokratiſche Partei den berech-
tigten Wünſchen der bisherigen kommunalen Vereine Rechmng
zu tragen geſonnen iſt. Die geſtrige Verſammlung ſtand ſeden-
falls auf dem Standwunkt, daß die Liſten beider nächſten
Wahl eine andere Beſetzung aufweiſen müſſen

Zum Schluß wurden einſtimmig folgende
Einſprubserklärnngen

gegen die Gültigkeit der Wahlen beſchloſſen:
An den hieſigen Magiſtrat:
„Angeſichts der bekannten außergewöhnlichen Erſchwerniſſe

und Behinderungen bei der am 2. März ſtattgehaßten Wahl
nener Gemeindevertreter und im Jntereſſe der Durchführung
einer ungeſtörten einwandfreien Stadtverordneten wahl erheben
die verſammelten Wahlberechtigten geren die Richtigkeit der
Wahlen am 2. März d. Js. hiermit Widerſpruch und beantra en
die Nnoſiſtigkeitserklärnng derſeſhen ſowie die Herbeiführung
einer Nachwahl.“ An die Stadtverordnetenver ſammlung wurde
eine gleichlautende Entſchließung adreſſiert. Eine dritte Eingabe
iſt an die preußiſche Regierung eerichtet; ſie lanutet:

„Wir überreichen anſiegend Abſchrift eines heute an den hie
ſigen Magiſtrat ergangenen Proteſtes gegen die am 2. März hier
ſtattoehabte, weren heftiger Straßenkämpfe in einzelnen Stadt
bezirken aber nur Ickenhaft durchgefährten Stadt
verordnetenwahl und ferner drei die Sachlage veranſchan
lichende Tageszeitungen zur gefälſligen Kenntnisnahme. Wir
bitten, auch von Regierungs wegen dieſe unvollſtändi-e Wahl als

zu erklären und eine ordnungsmäßige Nachwahl anzu
ordnen.

Alle drei Entſchließumgen wurden ein fimmig an
genommen.

Des weiteren wurde folgende Entſchließung gefaßt:
„Die heute im Saale „Mars-ſa-tour“ tagende Proteſt

ver ſammlung gegen die Stadtverordnetenwahl vom
2. März d. J. empfiehlt allen beteiligten Parteien für die bei
ven zuſtändigen Steſſen beantragte, vorausſichtlich in Kürze
ſtattfindende Nachwahl eine Reviſion ihrer bisherigen
Wahlvorſchläge, um insbeſondere eine fach- und ſach
gemäſere Beſetzung der ſtädtiſchen Devntationen und Ausſehüro
der Stadtverwaltung zu ermöglichen. Auch eine größere Stetſg
keit der leteren durch Wiederheranziehung bewährter und er
fahrener bisheriger Gemeindevertreter und die Berückſichtigung

Haus und Grundbeſltzer erſcheint dringend ge
oten.“

ine

Schafft Arbeit
Der Magiſtrat ſchreibt:
„Während des zu Ende gegangenen Krieges forderte der ge

waltige Vedarf der Kriegsinduſtrie an Arbeitskräften aller Art
die Einſchränkung jeder noch ſo dringend notwendigen Arbeit auf
anderen Gebieten. Die unſerer Induſtrie durch die augenblick
liche Lage in großem Umfange aufgezwungene Untätigkeit bezw.
beſchränkte Tätigkeit gibt nicht nur Gelegenheit, ſondern ſie macht
die Ausmutzung der dadurch gegebenen Arbeitsmöglihkeit im
Hinblick auf die täglich wachſende Zahl der Erwerbsloſen ſogar
zur Pflit. Nicht mir Staat und Gemeinde, ſondern jede
Privatperſon, vor allem die Hausfrauen, ſollten die hierin
liegende Gefahr für den geordneten Abbau der Kriegswirtſchaft
erkennen und dazu beitragen, ſie abzuwenden. Jeder iſt dazu in
der Lage, wenn er ohne Rückſicht auf die hohen Koſten als
Arbeitgeber anftritt, Arbeit dadurch verſchafft, daß er

Reparatuxren, die in jedem
mit den Veſtellungen oder mit der W der zahlreichenjedem Houdhalt im Laufe der langen

Haben Am Schluß u uerſtütt Kü rden auch die laufenden Aufträgen erf ſein und damit zahlreiche feige vatte

resnähar e Jeel werden und, wenn anderweit keine Arbeit beſchafft wird

zum iggang verurteilt werden. Es wird daher allen de
teiligten Kreiſen, insbeſondere aber den Schneiderwerkſtätten und
den Hausfrauen, dringend ans Herz gelegt, ſich der eingearbeſte
ten Schneiderinnen wid Näherinnen, Flick- und Bügelfrauen da,
durch zu verſichern, daß ſie ihren Bedarf an Perſonal dem
Städtiſchen Arbeitsamt, Salzgrafenſtiaße 2 I, baldigſt anmelden
Es wird ſo nicht nur gelingen, das dem deutſchen Ordnung
ſinn unerträgliche Vild wirtſchaftlicher Vernachläſſigung zu miſ,
dern, ſondern zahlreiche tüchtige Frauen und Witwen, die ihre
Familien zu ernähren haben, werden auf dieſe Weiſe während
der Uebergangszeit vor Not und Sorge bewahrt bleiben.

Die vorſtehende Aufforderung iſt in hohem Maße
dankenswert. Mit Schaffung von Arbeitsgelegen,.
heit allein iſt dem darniederliegenden Wirtſchaſtsleben
allerdings noch längſt nicht aufgeholfen. Was nicht minder
mangelt, iſt Arbeitsmaterial, an dem es hinten und vorn
fehkt. und iſt vor allem die Arbeitsluſt Solange
die Erwerbsloſenunterſtüsung in ihrer jetzigen Geſtalt
weiter beſtehen bleibt, wird die Arbeitsgelegenheit an ſich
nur die weißen Raben locken: die Mehrzahl derer, die die
Arbeit kennen, wird mit Faſſung das Los ertragen, das
ſie „zum Müßiggang verurteilt“.
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Anmeldung des Bedarfs an Arbeitskräften
S 1. Jeder Arbeitgeber, welcher 5 oder mehr Arbeitgkrbenöligt, iſt verpflichtet. deren Zahl, Beſchäftigungsarien r

Arbeitsplätze binnen 24 Stunden nach Eintritt des Bedarfs be
einem nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweiſe, welcher ſich mit
der Vermittlung von Arbeitskräften der benötigten Beſchäftigunmgg.
art befaßt, anzumelden.

g 2. Ein Arbeitgeber, der einen Vedarf on Arbeitskräften
der gleichen Art bei verſchiedenen nicht gewerbsmäßigen Arbeit
nerhweiſen anmeldet, iſt verpflichtet, bei der und jeder
folgenden Anmeldung anzugeben, bei welchem Arbeitsnachweis er
denſelben Bedarf bereits angemeldet hat. 9

3. Die Verpflichtung nach F5 1 und 2 trifft an Stelle det
Arbeitgebers diejenigen Perſonen, welche von ihm allgemein oder
für den Einzelfall mit der Annahme von Arbeitskräften für ſein
Zwecke beauftragt ſind.

s 4. Die nach den e 1 und 8 meſdepflichtigen Perſoney
haben jede Beſetzung der als offen gemeldeten Arbeitsplätze den
Arbeitsnachweiſen, bei denen die Anmeldung erfolgt iſt, biwien
24 Stunden mitzuteilen

5 Meldepflichtige Perfonen, welche einer der vorſtehenden
Beſtimmungen zuwiderhandeln, werden mit Geldftrafen bis zy
dreitauſend Mark beſtraft.

s 6. Bereits ergangene, weitergehende Verordnungen der
Demobilmachungsbehörden über Meſdevorfchriften im Stine
dieſer Verordnung bleiben in Kraft.

S 7. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkün,
dung in Kraft.

Berlin, den 17. Februar 1919.
Reichsamt für die wirtſchaftliche Demobilmachung

geg. Koeth.

Kilian in Unterſuchungshaft d
Wie wir hören, iſt Redakteur Kilian geſtern aus der

Schutzhaft in der Stadt Hamburg entlaſſen und in Unter
uchungshaft nach dem Gerichtsgefängnis überführt worden.

s Anklagematerial legt Kilian, wie verlautet, ſowohl Anf-e gegen die Stagtsgewalt wie an
reizung zum Aufruhr zur Laſt.

CLetzte Telegramme.
Alſo doch Reichseiſenbahn!

Von unſerem Sonder berichterſtatter
Berlin, 20. März.

Die im Staaten-Ausſchnß geführte Verhandlung über die
Nebernahme der Eiſenbahnverwaltung des Reiches iſt vor dem
Abſchluß angelangt. Es iſt gelungen, einen für alle Teile an
nehmbaren Ausweg zu finden, nachdem das deutſche Eiſen

bahnwe t die Leit des ie i ſen unter e Leitung des Reiches ge
Beratung über den Völkerbund

Deutſchland wird nicht gefragt!
Paris, 20. März. (WTB)

Von der Kommiſſion für den Völkerbund werden Wilſon,
Lord Robert Cecil, Vourgois, Vesnitſch u. a. morgen mit den
Vertretern der Neut ralen zuſammenkommen, um deren An
ſicht über den Völkerbung zu erfahren. Am Sonnabend wird die
erſte Vollſitzung der Kommiſſion für den Völkerbund unter
Wilſons Vorſitz abgehalten werden, um über die Ver
beſſerungsvorſchläge und Anregungen, die ſowohl von den Neu
tralen vorge chlagen, als auch von den auf der Konferenz der
tretenen Mächten unterbreitet worden ſind, zu beſchließen. Es
beſteht die Abſicht, hierüber tägliche Kommiſſionsſitzungen abzu
halten. um dem Völkerbundsvertrag in ſeiner endgültigen Geſtalt
ſo früh wie möglich fertigzuſtellen. Man erklärte, den Entwurf
des Völkerbundsvertrages vor dem Präliminarfriedensvertrag
zur Untierſchrift fertigzuſtellen.

Ein erpreſſeriſcher Hochſtapler gefaßt!
München, 20. März

Ein gefährlicher Vetrüger und Hochſtapelr wurde in der
Perſon eines angeblichen italieniſchen Staatsangehörigen
namens Marcheſe Armando, Jmperiale von Sorrent, verhaflet.
Er trug gefälſchte Päſſe und gefälſchte Voll machten der
italieniſchen Regierung kei ſich. Er trat als Bevoll
mächtigter des Stabskommiſſars für das bayeriſche Ernährungs-
weſen auf, und erklärte im Auftrag der Regierung, daß er der
Republik Bayern kondenſierte Milch, Olivenöl uſw. gegen Var-
zahlung derkaufen werde. Er beſtand auf Baarzahlung im
voraus, die ea. 17 Millionen Mark betragen ſollte, und zwar
e auf Auszahlung eines Vorſchuſſes von 7 Millionen Mark

ls er den Betrag nicht erhielt, ging er auf 3 Millionen Nark
herunter. Sein Gebahren fiel auf und ſchließlich wurde er der
haftet. Zuerſt gab er ſich als engliſcher Staatsangehöriger, in
terniert ſener Fliegeroffizier, aus. Seine Angaben er-
wieſen ſich indes als falſch. Es ſteht feſt, daß der Verhaftet
unter falſchem Namen und Titel Betrügereien in Berlin und
Wien verübt hat.

Kaiſer Karl geht in die Schweiz
Wien, 20. März.

Ueber die Gründe der bevorſtehenden Reiſe des früheren
Kaiſers Karl in die Schweiz wird bekannt, daß faſt zur
gleichen Zeit, in der die Sozialdemokratie nach dem Ausfalle der
Wahlen den Gedanken der Ueberſiedelung des Kaiſers
ins Ausland ins Auge faßte, eine Einladung des
engliſchen Königshauſes an den Kaiſer eintraf, ſich r
England unter allen Garantien für ſeinen perſönlichen San
niederzulaſſen. Jn der jüngſten Zeit ließ die deutſchöſt er
reichiſche Regierung durch eine Mittelsperſon in Eckartsar
wiederum mitteilen, daß eine Verlegung des Vohnſises
nach außerhalb Oeſterreichs wäuſchens wert wäre.
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